6. SEPTEMBER 2021 - Ministerieller Erlass zur Übertragung der Befugnis zur Requirierung von Personen und Sachen bei Einsätzen im Rahmen von Aufträgen der zivilen Sicherheit


(Belgisches Staatsblatt vom 8. Juni 2023)


Die vorliegende Konsolidierung enthält die Abänderungen, die vorgenommen worden sind durch:

den Ministeriellen Erlass vom 27. März 2024 zur Abänderung des Ministeriellen Erlasses vom 6. September 2021 zur Übertragung der Befugnis zur Requirierung von Personen und Sachen bei Einsätzen im Rahmen von Aufträgen der zivilen Sicherheit (Belgisches Staatsblatt vom 27. Januar 2026).

Diese Konsolidierung ist von der Zentralen Dienststelle für Deutsche Übersetzungen in Malmedy erstellt worden.


FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST INNERES


6. SEPTEMBER 2021 - Ministerieller Erlass zur Übertragung der Befugnis zur Requirierung von Personen und Sachen bei Einsätzen im Rahmen von Aufträgen der zivilen Sicherheit


Die Ministerin des Innern,


Aufgrund des Gesetzes vom 15. Mai 2007 über die zivile Sicherheit, des Artikels 181 § 1, ersetzt durch das Gesetz vom 21. Dezember 2013;

Aufgrund des Ministeriellen Erlasses vom 2. September 1996 zur Übertragung der Befugnis, in Friedenszeiten Requirierungen im Rahmen des Zivilschutzes durchzuführen;


Erlässt:


Artikel 1 - § 1 ­ Die Befugnis zur Requirierung von Personen und Sachen bei Einsätzen im Rahmen von Aufträgen der zivilen Sicherheit wird übertragen:

1. für das gesamte belgische Staatsgebiet: an den Generaldirektor der Zivilen Sicherheit, [den beigeordneten Generaldirektor der Zivilen Sicherheit,] den Direktor des Zivilschutzes und den Chef einer Einsatzeinheit des Zivilschutzes,

2. für das Gebiet ihrer Provinz oder für das Gebiet des Verwaltungsbezirks Brüssel‑Hauptstadt: an den Provinzgouverneur und aufgrund von Artikel 48 des Sondergesetzes vom 12. Januar 1989 über die Brüsseler Institutionen an die zuständige Behörde der Brüsseler Agglomeration.

§ 2 - In dem in § 1 Nr. 2 erwähnten Fall gelten folgende Bestimmungen:

1. Wenn die Kosten der Requirierung weniger als 8.500 EUR ohne MwSt. betragen, setzt die Behörde, die die Requirierung vornimmt, den Direktor des Zivilschutzes binnen 24 Stunden per E-Mail darüber in Kenntnis.

2. Wenn die Kosten der Requirierung 8.500 EUR ohne MwSt. oder mehr betragen, holt die Behörde, die die Requirierung vorzunehmen beabsichtigt, per E-Mail oder telefonisch das vorherige Einverständnis des Direktors des Zivilschutzes ein. Wenn das vorherige Einverständnis telefonisch eingeholt wird, bestätigt die Behörde, die die Requirierung vornimmt, ihr Ersuchen binnen 24 Stunden per E-Mail.

[Art. 1 § 1 einziger Absatz Nr. 1 abgeändert durch einzigen Artikel des M.E. vom 27. März 2024 (B.S. vom 10. April 2024)]




Art. 2 - Der Ministerielle Erlass vom 2. September 1996 zur Übertragung der Befugnis, in Friedenszeiten Requirierungen im Rahmen des Zivilschutzes durchzuführen, wird aufgehoben.


Brüssel, den 6. September 2021


A. VERLINDEN
